
D ie Zulassungsverordnung für
Zahnärzte räumt dem Ver-
tragszahnarzt seit dem 1. Ja-

nuar 2007 einen Anspruch auf die 
„Genehmigung der Tätigkeit außerhalb 
des Vertragszahnarztsitzes an weiteren
Orten“1 ein, wenn (a) durch die Tätigkeit
an einem weiteren Ort die Versorgung

der Versicherten dort verbessert und (b)
die Versorgung der Versicherten am
Vertragszahnarztsitz nicht beeinträch-
tigt wird.2 Dies ist grundsätzlich auch 
an einem Ort möglich, der außerhalb

des Bezirkes der für den Vertragszahn-
arztsitz zuständigen Kassenzahnärzt-
lichen Vereinigung liegt; für diesen Fall
sind jedoch besondere verwaltungs-
verfahrensmäßige Ausgestaltungen zu
beachten. Die zentralen Merkmale
„Versorgungsverbesserung“ und „Ver-
sorgungsbeeinträchtigung“ sind ge-

setzlich jedoch nicht definiert, sodass
die Ausfüllung dieser normativen Be-
griffe der Verwaltungspraxis und der
Rechtsprechung der Sozialgerichte 
zukommt. Im vorliegenden Fall war

streitig, ob eine „Verbesserung“ der
Versorgung vorlag.

Der Sachverhalt
Der klagende Zahnarzt ist Gesellschaf-
ter einer vierköpfigen Gemeinschafts-
praxis, die bereits an einem weiteren
Ort eine Zweigpraxis unterhält. Dem
Hauptsacheverfahren gingen zwei Ver-
fahren auf Erlass einer einstweiligen
Anordnung voraus.3 Ein weiterer recht-
licher Teilaspekt wurde zudem abge-
trennt und in einem gesonderten Kla-
geverfahren verhandelt; hier ging es
vor allem um die Frage des zeitlich zu-
lässigen Sprechstundenangebots am
Zweigpraxisstandort.4

Vorliegend hatte der Kläger zur Be-
gründung seines Antrages auf Geneh-
migung einer Zweigpraxis u.a. ange-
führt, sein Tätigkeitsschwerpunkt sei
auf dem Bereich der Kinderzahnheil-
kunde, der jedoch am Ort der geplanten
Zweigpraxis nicht angeboten werde.
Die beklagte Kassenzahnärztliche Ver-
einigung versagte die Genehmigung,
weil der Kläger mangels entsprechen-
der Qualifikationsnachweise nicht 
berechtigt sei, den Tätigkeitsschwer-
punkt „Kinderzahnheilkunde“ zu füh-
ren.
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Das Jahr 2007 hat auf dem Gebiet des Vertragszahnarztrechts vielfältige Veränderungen ge-
bracht. So wurde im Rahmen des Vertragsarztrechtsänderungsgesetzes (VÄndG) unter anderem
die Tätigkeit außerhalb des eigenen Vertragszahnarztsitzes erleichtert. Gut zwei Jahre nach 
der Neuregelung besteht eine bereits recht umfangreiche Instanzenrechtsprechung zu den 
Genehmigungsanforderungen. Mit Urteil vom 5. November 2008 (Gz. S 12 KA 375/07) hat das
SG Marburg zur Frage der Versorgungsverbesserung durch das Angebot des Schwerpunktes 
„Kinderzahnheilkunde“ Stellung genommen und Grundsätze seiner bisherigen Rechtsprechung
gefestigt. Ein Anlass für eine kurze Bestandsaufnahme.
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Die Entscheidung
Das SG Marburg hat die Klage abge-
wiesen. Ein Anspruch auf Genehmi-
gung der Tätigkeit an einem weiteren
Ort bestehe nicht, weil keine Verbesse-
rung der Versorgung der Versicherten
am Standort der geplanten Zweigpra-
xis erfolge. Ein Vertragszahnarzt, der
nicht über die von der Landeszahnärz-
tekammer verliehene Berechtigung zur
Führung des Tätigkeitsschwerpunkts
„Kinderzahnheilkunde“ verfügt, könne
für den Bereich der Kinderzahnheil-
kunde schon aus diesem Grund nicht
zur Verbesserung der Versorgung bei-
tragen und hierfür eine Zweigpraxis-
genehmigung erhalten.

Kontext und Konsequenzen
Die vordergründige Aussage der Ent-
scheidung kann knapp zusammenge-
fasst werden: Wer eine Versorgungsver-
besserung auf einem Gebiet der Zahn-
heilkunde für sich reklamiert, für das
eine berufsrechtlich formalisierte An-
erkennung vorgesehen ist, muss auch
die fachlichen Voraussetzungen für das
Führen dieser Berechtigung erfüllen. Ist
dies nicht der Fall, so liegt keine Verbes-
serung der Versorgung am Zweigpra-
xisstandort vor. Die für Angelegenheiten
des Vertrags(zahn)arztrechtes zustän-
dige 12. Kammer des SG Marburg hat die

Entscheidung jedoch darüber hinaus
auch zum Anlass genommen, um
wiederholt auf bereits zuvor von ihr 
entwickelte Grundsätze zur Ermittlung,
wann eine „Versorgungsverbesserung“
vorliegt, hinzuweisen und ihre diesbe-
zügliche Rechtsprechung zu festigen.5

Dabei ist darauf hinzuweisen, dass die
Rechtsprechung hier jedoch bundes-
weit durchaus nicht immer einheitlich
ist, wie nachfolgend aufzuzeigen ist.
Das SG Marburg geht zunächst davon
aus, dass das Erfordernis der „Versor-
gungsverbesserung“ geringere Bedarfs-
anforderungen beinhaltet als die vor
dem Inkrafttreten des VÄndG für die
Zweigpraxisgenehmigung nötige „Er-
forderlichkeit“ der Zweigpraxis für die
Versorgungssicherstellung. Die „Ver-
besserung“ ist nach dem SG Marburg in
dem Sinne zu verstehen, dass eine „Be-
darfslücke“ bestehen müsse, die zwar
nicht unbedingt (Stichwort „Erforder-
lichkeit“) geschlossen werden muss, die
aber nachhaltig eine durch Angebot
oder Erreichbarkeit veränderte verbes-
serte Versorgungssituation am Ort der
Zweigpraxis herbeiführt.6 Das bedeutet,
dass nicht schon jede weitere Praxis-
eröffnung das Versorgungsangebot per
se unter dem Gesichtspunkt der freien
Arztwahl verbessert und einen Geneh-
migungsanspruch begründet. 

Ob bei der Frage der Genehmigungs-
anforderungen tatsächlich nur dieser
skizzierte „qualitative Ansatz“ zu-
grunde zu legen ist, ist durchaus nicht
unstreitig. Sowohl das LSG Hessen7 als
auch das LSG Schleswig-Holstein8 ha-
ben dies ausdrücklich offengelassen.
Eine letztlich an bedarfsplanungs-
rechtlichen Gesichtspunkten orien-
tierte Argumentation wird auch des-
wegen für problematisch gehalten,
weil gerade im Bereich des Vertrags-
zahnarztrechts die Bedarfsplanung 
mit Wirkung zum 1. April 20079 aufge-
geben wurde.10 Auch das SG Düssel-
dorf hat dieses Argument aufgegriffen,
mochte jedoch im Ergebnis seiner Er-
wägungen nicht gänzlich auf bedarfs-
planungsrechtliche Aspekte verzich-
ten.11 Das LSG Bayern ist zwar der Auf-
fassung, dass der Begriff der „Verbesse-
rung“ „grundsätzlich losgelöst von den
Kriterien der Bedarfsplanung zu inter-
pretieren“ sei, meint dann aber doch,
dass eine Verbesserung hinsichtlich 
eines Leistungsangebots nicht anzu-
nehmen sei, wenn eine Überversorgung
mit dieser Leistung besteht.12

Das SG Marburg ist zudem der Auffas-
sung, dass in überversorgten großstäd-
tischen Planungsbereichen grundsätz-
lich eine ausreichende Versorgung be-
stehe und auch in den angrenzenden
Randbezirken eine hinreichende Er-
reichbarkeit existiere, sodass eine 
„Verbesserung“ hier grundsätzlich
nicht in Betracht komme.13 Das SG 
Düsseldorf hat dies anders beurteilt.14

In folgenden Fällen ist jedoch jeden-
falls auch nach der engeren Auffassung
des SG Marburg und in Übereinstim-
mung mit den Regelungen der Bun-
desmantelverträge15 von einer „Ver-
sorgungsverbesserung“ auszugehen:
– Besteht im betreffenden Planungs-

bereich eine Unterversorgung, dient
jede Zweigpraxis der „Verbesserung
der Versorgung“.16

– Eine Verbesserung ist auch anzu-
nehmen, wenn unabhängig vom
Versorgungsgrad in dem betreffen-
den Planungsbereich regional bzw.
lokal nicht oder nicht im erforder-
lichen Umfang angebotene Leistun-
gen im Rahmen der Zweigpraxis er-
bracht werden und die Versorgung
auch nicht durch andere Vertrags-
zahnärzte sichergestellt werden

wirtschaft recht

30 ZWP 5/2009

ANZEIGE

Jetzt in unserem Online-Shop:
www.dentklick.de

Nitril 3000, Fa. Meditrade

Jetzt in unserem Online-Shop:
www.dentklick.de

* Solange Vorrat reicht

Untersuchungshandschuh
aus Nitril für hochinfektiöse
Situationen latexfrei, unsteril,
puderfrei, beidhändig passend.

Erhältlich in fünf Größen,
XS – XL

Pa. 100 St.

5,005,00
klickpreisklickpreis*



kann, die räumlich und zeitlich von
den Versicherten mit zumutbaren
Aufwendungen in Anspruch genom-
men werden können.

– Letzteres gilt auch, wenn in der
Zweigpraxis spezielle Untersu-
chungs- und Behandlungsmetho-
den angeboten werden, die im Pla-
nungsbereich nicht im erforder-
lichen Umfang angeboten werden.

Noch etwas hat das SG Marburg
schließlich en passant zum wieder-
holten Mal betont: Die Interessen an-
derer, bereits niedergelassener Ver-
tragszahnärzte seien im Rahmen des
Genehmigungsverfahrens nicht zu be-
rücksichtigen. Sie seien nur mittelbar
über die Prüfung der „Bedarfslücke“
von Bedeutung.17 Das bedeutet, dass 
etwaige Konkurrenten bereits im An-
trags- bzw. Genehmigungsverfahren
versuchen müssen, ihre Interessen 
geltend zu machen.

Fazit
Die Rechtsprechung zur Genehmigung
von Zweigpraxen ist nach wie vor im
Fluss. Das bedeutet zwar einerseits,
dass nicht immer sicher prognostiziert
werden kann, ob ein Antrag auf Ge-
nehmigung einer Tätigkeit an weiteren
Orten („Zweigpraxis“) erfolgreich sein
wird. Bestimmte Konstellationen kön-
nen aber als „jedenfalls sicher“ gelten;
darüber hinaus könnte die Verwal-
tungspraxis der einzelnen Kassen-
zahnärztlichen Vereinigungen durch
unterschiedliche Tendenzen in der
Rechtsprechung durchaus beeinfluss-
bar sein. Letztlich wird die Argumen-
tation im jeweiligen Einzelfall ent-
scheiden, sodass fachkundige Bera-
tung hier nur nützlich sein kann.
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